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Sicherheit, Kommunales und Soziales 
 
Nr. 12 - 1444.01 h 

Vollzug des KommZG; 
Änderung der Verbandssatzung des 

Zweckverbandes Konventbau Klosterlangheim 

Bekanntmachung 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des Konventbau Klosterlangheim hat am 15. Fe-
bruar 2011 die Änderung der Verbandssatzung 
beschlossen.  

Gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG wird die 
Satzung nachstehend amtlich bekannt gemacht. 
 

Bayreuth, 9. März 2011 
Regierung von Oberfranken 

H e l b i g 
Ltd. Regierungsdirektor 

 
 
 

Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des 

Zweckverbandes Konventbau Klosterlangheim 
 

Vom 17. Februar 2011 
 

Auf Grund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
erlässt der Zweckverband Konventbau Kloster-
langheim folgende Änderungssatzung: 
 

§ 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Kon-
ventbau Klosterlangheim vom 30. Juni 1993 (Re-
gierungsamtsblatt Oberfranken Folge 6/1993), zu-
letzt geändert durch Satzung vom 23. April 2010 
(Oberfränkisches Amtsblatt Nr. 6/2010), wird wie 
folgt geändert: 

§ 22 erhält folgende Fassung: 

"§ 22 
Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Die Jahresrechnung ist von einem Prüfungs-
ausschuss binnen 12 Monaten örtlich zu  prüfen. 
Der Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der Ver-
bandsversammlung zu bilden. Er besteht aus drei 
Mitgliedern. 

(2) Nach der Feststellung der Jahresrechnung 
veranlasst der Verbandsvorsitzende die überörtli-
che Rechnungsprüfung. Überörtliches Prüfungs-
organ ist der Bayerische Kommunale Prüfungs-
verband." 

§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer 
amtlichen Bekanntmachung im Oberfränkischen 
Amtsblatt in Kraft. 
 

Lichtenfels, 17. Februar 2011 
Zweckverband Konventbau Klosterlangheim 

Reinhard   L e u t n e r 
Verbandsvorsitzender 

Landrat 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 12 - 1512.02 b - 1/11 

Haushaltssatzung und Wirtschaftsplan 
des Zweckverbandes Therme Obernsees 

für das Haushaltsjahr 2011 

Bekanntmachung 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des Therme Obernsees hat am 11. Januar 2011 
die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2011 
beschlossen.  

Die Regierung von Oberfranken hat mit Schrei-
ben vom 2. Februar 2011 Nr. 12 - 1512.02 b - 
1/11 den Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen in 
Höhe von 498.000,00 € gem. Art. 88 Abs. 5 und 
Art. 71 Abs. 2 GO i.V.m. Art. 26 Abs. 1 und 
Art. 40 Abs. 1 KommZG rechtsaufsichtlich ge-
nehmigt.  

Gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 40 Abs. 1 KommZG 
und Art. 65 Abs. 3 Satz 1 GO wird die Haushalts-
satzung hiermit amtlich bekannt gemacht.  

Der Wirtschaftsplan liegt vom Tage nach der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Oberfränkischen Amtsblatt der Regierung von 
Oberfranken eine Woche lang in der Geschäfts-
stelle des Zweckverbandes im Landratsamt Bay-
reuth, Zi. Nr. 222, Markgrafenallee 5, 95448 Bay-
reuth, während der allgemeinen Dienststunden 
zur öffentlichen Einsichtnahme aus (Art. 65 
Abs. 3 Satz 3 GO i.V.m. Art. 40 Abs. 1 
KommZG). 
 

Bayreuth, 22. Februar 2011 
Regierung von Oberfranken 

H ü m m e r 
Abteilungsdirektor 
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Haushaltssatzung des 
Zweckverbandes Therme Obernsees 

einschließlich des Eigenbetriebs 
Therme Obernsees 

für das Haushaltsjahr 2011 
 

Auf Grund Art. 40 Abs. 2, 41 und 26 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) i.V.m. Art. 88 der Gemeindeordnung 
(GO), der Eigenbetriebsverordnung (EBV) und 
§ 10 Abs. 2 Nr. 4 sowie § 17 der Verbandssat-
zung erlässt der Zweckverband Therme Obern-
sees folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für 
das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit festgesetzt. 
Er schließt 
im Erfolgsplan 
 bei den Erträgen mit 2.925.000,00 € 
 bei den Aufwendungen mit 3.090.000,00 € 
und im Vermögensplan 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit je 1.618.000,00 € 
ab. 
 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen wird 
auf 498.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht 
festgesetzt. 
 

§ 4 

(1) Der nach § 18 Abs. 2 der Verbandssatzung 
von den Verbandsmitgliedern zu erhebende nicht 
gedeckte Finanzbedarf wird auf 782.000,00 € 
festgesetzt. 

(2) Die Verbandsumlage wird gem. § 18 Abs. 3 
und 4 der Verbandssatzung wie folgt festgesetzt: 
Landkreis Bayreuth: 508.529,00 € 
Gemeinde Mistelgau: 273.471,00 € 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben wird auf 
400.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2011 in 
Kraft. 
 

Bayreuth, 7. Februar 2011 
H ü b n e r 

Landrat 
Verbandsvorsitzender 

 

Nr. 10 - 2282 m 02 

Vollzug des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes; 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes 

für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Coburg 

für das Haushaltsjahr 2011 

Bekanntmachung 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung 
Coburg hat am 1. März 2011 die Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2011 erlassen. 

Gemäß Art. 24 Abs. 1 und Art. 40 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern und § 16 der 
Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung 
hiermit amtlich bekannt gemacht. 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Oberfränkischen Amtsblatt eine Woche lang wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden in der Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes für Rettungs-
dienst und Feuerwehralarmierung Coburg im 
Landratsamt Coburg, Lauterer Straße 60, Raum-
Nr. 131, öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 

Bayreuth, 8. März 2011 
Regierung von Oberfranken 

H e l b i g 
Ltd. Regierungsdirektor 

 
 
 
 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
für Rettungsdienst und 

Feuerwehralarmierung Coburg 
für das Haushaltsjahr 2011 

 
Auf Grund der Art. 63 ff der Gemeindeordnung 

für den Freistaat Bayern i.V.m. Art. 40 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
und § 12 der Verbandssatzung erlässt der Zweck-
verband für Rettungsdienst und Feuerwehralar-
mierung Coburg folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2011 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen  
 und Ausgaben mit 586.000,00 € 
und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen  
 und Ausgaben mit 270.000,00 € 
ab. 
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§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investi-
tionsfördermaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 

Das Umlagesoll wird 
im Verwaltungshaushalt 
(Verwaltungsumlage) auf  560.000,00 € 
und im Vermögenshaushalt 
(Investitionsumlage) auf 0,00 € 
festgesetzt. 

Es entfallen gem. satzungsrechtlichem Umlage-
schlüssel 

Verwaltungsumlage 
auf die Stadt Coburg 85.611,00 € 
auf den Landkreis Coburg 184.921,00 € 
auf den Landkreis Kronach 147.494,00 € 
auf den Landkreis Lichtenfels 141.974,00 € 
 

§ 5 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht 
beansprucht. 
 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt rückwirkend zum 
1. Januar 2011 in Kraft. 
 

Coburg, 1. März 2011 
Zweckverband für Rettungsdienst 

und Feuerwehralarmierung Coburg 
Michael   B u s c h 

Verbandsvorsitzender 
 

Schulen 
 
Nr. 44 - 5103 h 

Namensgebung für die 
Mittelschule Burgkunstadt 

Verordnung der Regierung von Oberfranken 
über die Änderung der amtlichen Bezeichnung 

der Mittelschule Burgkunstadt 
 

Vom 2. März 2011 
 

Auf Grund des Art. 29 des Bayerischen Geset-
zes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, 
BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch § 1 
des Gesetzes vom 23. Juli 2010 (GVBl S. 334), 
erlässt die Regierung von Oberfranken folgende 
Verordnung: 
 

§ 1 

Die Mittelschule Burgkunstadt führt die Be-
zeichnung "Friedrich-Baur-Mittelschule Burgkun-
stadt". 
 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 7. Mai 2011 in Kraft. 
 
 

Bayreuth, 2. März 2011 
Regierung von Oberfranken 

Wilhelm   W e n n i n g 
Regierungspräsident 

Nr. 44 - 1444.02 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Gymnasien Stadt und Landkreis Bamberg 

für das Haushaltsjahr 2011 

Bekanntmachung 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des Gymnasien Stadt und Landkreis Bamberg hat 
am 22. November 2010 die Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2011 beschlossen. 

Die Satzung wurde mit Schreiben der Regierung 
von Oberfranken vom 11. Januar 2011 Nr. 44 - 
1444.02 hinsichtlich des Gesamtbetrages der 
Kreditaufnahmen in Höhe von 2.000.000,00 € 
und des Gesamtbetrages der Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von 2.500.000,00 € ge-
mäß Art. 71 Abs. 2 und Art. 117 Abs. 1 GO 
i.V.m. Art. 40 Abs. 1 und Art. 50 Abs. 1 Nr. 2 
KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. 

Die Satzung wird hiermit gem. Art. 24 Abs. 1 
und Art. 40 Abs. 1 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 
Satz 1 GO amtlich bekannt gemacht. 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung im  
Oberfränkischen Amtsblatt eine Woche lang in 
der Stadt Bamberg während der allgemeinen 
Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 

Bayreuth, 22. Februar 2011 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   B r o s i g 
Abteilungsdirektor 
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Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Gymnasien Stadt und Landkreis Bamberg 

für das Haushaltsjahr 2011 
 

Auf Grund der Art. 41 Abs. 1, Art. 42 und 
Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit -KommZG- in Verbindung mit 
Art. 63 ff der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern -GO- sowie den §§ 16, 17 und 18 der 
Verbandssatzung erlässt der Zweckverband Gym-
nasien folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2011 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt ab 
im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 7.807.000,00 € 
und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 2.905.000,00 € 
 

§ 2 

1. Der nach § 17 der Verbandssatzung nicht 
gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) des 
Zweckverbandes wird wie folgt festgesetzt:  
für den Verwaltungshaushalt 7.173.300,00 € 
für den Vermögenshaushalt 286.000,00 € 
Für diesen nicht durch anderweitige Einnah-
men gedeckten Finanzbedarf erhebt der 
Zweckverband von den Verbandsmitgliedern 
eine Umlage. 

2. Die Verbandsumlage wird gemäß § 17 Abs. 2 
und 3 der Verbandssatzung wie folgt festge-
setzt: 

a) Verwaltungshaushalt:  
Stadt 
Bamberg 38 % 2.725.900,00 € 
Landkreis 
Bamberg 62 % 4.447.400,00 € 
des nicht gedeckten Finanzbedarfs;  

b) Vermögenshaushalt:  
Stadt 
Bamberg 38 % 108.700,00 € 
Landkreis 
Bamberg 62 % 177.300,00 € 
des nicht gedeckten Finanzbedarfs. 

 
§ 3 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
wird auf 2.000.000,00 € festgesetzt. 

 
§ 4 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen im Vermögenshaushalt wird auf 
2.500.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 1.300.000,00 € festgesetzt. 

 
§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2011 in Kraft. 
 

Bamberg, 27. Januar 2011 
Zweckverband Gymnasien 

Stadt und Landkreis Bamberg 
Dr. Günther   D e n z l e r 

Verbandsvorsitzender 
 

Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
 
Nr. 55.1 - 4444.21 - 1/10 

Verwaltungsabkommen zwischen dem 
Freistaat Thüringen und dem Freistaat Bayern 
über die Durchführung eines Planfeststellungs-

verfahrens zum Bau eines Hochwasserrückhalte-
beckens an der Röden bei Wildenheid 

gemäß §§ 67, 68 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 

Vom 8. März 2011 
 

§ 1 
Gegenstand des Abkommens 

(1) Für den Hochwasserschutz der Stadt Neu-
stadt bei Coburg in der Nähe des Stadtteils Wil- 

denheid ist der Bau eines Hochwasserrückhalte-
beckens an der Röden, einem Gewässer II. Ord-
nung, geplant. Das Hochwasserrückhaltebecken 
ist als Trockenbecken konzipiert, das nur bei 
Hochwasser eingestaut wird. Der Dammbau be-
einflusst den Hochwasserabfluss. Die Sperrenstel-
le (Hochwasserdamm) soll sich vollständig auf 
bayerischem Gebiet befinden. Der Hochwasser-
rückhalteraum soll zum größten Teil auf thüringi-
schem Gebiet liegen. 

(2) Der Gewässerausbau bedarf gemäß § 68 
Abs. 1 WHG der Durchführung eines Planfeststel-
lungsverfahrens. Mit diesem Abkommen werden 
die Befugnisse der für die Durchführung des Ver-
fahrens zuständigen Behörde geregelt. 
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§ 2 
Zuständige Behörde 

(1) Soweit der Ausbau auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern erfolgt, ist zuständige Planfeststel-
lungs- und Anhörungsbehörde das Landratsamt 
Coburg als Wasserrechtsbehörde (§ 63 Abs. 1 
Satz 1 und 2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG), 
Art. 37 Abs. 1 Satz 2 Landkreisordnung für den 
Freistaat Bayern (Landkreisordnung - LKrO)). 

(2) Soweit der Ausbau auf dem Gebiet des Frei-
staates Thüringen erfolgt, wird die Zuständigkeit 
der Planfeststellungs- und Anhörungsbehörde 
nach § 105 Abs. 1 in Verbindung mit § 105 
Abs. 5 Satz 3 Thüringer Wassergesetz (ThürWG) 
auf das Landratsamt Coburg übertragen. Soweit 
sich das Vorhaben auf Thüringen auswirkt, wird 
das Landratsamt Coburg im Rahmen von Verfah-
renshandlungen oder Entscheidungen in geeigne-
ter Weise auf diese Aufgabenübertragung hinwei-
sen. 
 

§ 3 
Anzuwendendes Landesrecht 

(1) Soweit die Planfeststellung rechtsgestaltende 
Wirkung auf dem Gebiet Thüringens entfaltet, 
sind die Verfahrenshandlungen und Entscheidun-
gen nach dem jeweils anwendbaren Landesrecht 
des Freistaates Thüringen zu treffen. 

(2) Das Landratsamt Sonneberg stellt dem Land-
ratsamt Coburg die zu beachtenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des Freistaates Thüringen 
zur Verfügung und gibt -soweit erforderlich- die 
notwendigen norminterpretierenden Hinweise. 
 

§ 4 
Einvernehmen 

(1) Zu wesentlichen Verfahrenshandlungen (ins-
besondere zu Ort und Zeit der Auslegung des 
Erörterungstermins und zur Durchführung von 
Teil- und Stufenverfahren) soll das Landratsamt 
Coburg das Benehmen mit dem Landratsamt Son-
neberg herstellen. Im Verfahren sind mindestens 
diejenigen Dienststellen, Träger öffentlicher Be-
lange und Personen zu beteiligen, die vom Land-
ratsamt Sonneberg benannt werden. 

(2) Soweit Entscheidungen nach Thüringer 
Recht zu treffen sind, trifft das Landratsamt Co-
burg Sachentscheidungen (dazu gehören insbe-
sondere Planfeststellungsentscheidungen, Ent- 

scheidungen über die Zulassung vorzeitigen Be-
ginns, Entscheidungen über die Zuziehung von 
Sachverständigen) im Einvernehmen mit dem 
Landratsamt Sonneberg.  
 

§ 5 
Kosten 

(1) Verwaltungskosten (Gebühren und Ausla-
gen) werden vom Landratsamt Coburg erhoben. 
Der dem Freistaat Thüringen zustehende Ausla-
genersatz wird an das Landratsamt Sonneberg 
abgeführt. 

(2) Soweit Kosten auf dem Gebiet des Freistaa-
tes Thüringen entstehen, die nicht von den An-
tragstellern getragen werden, trägt diese der Frei-
staat Bayern. 
 

§ 6 
Sonstige Amtshandlungen 

(1) Soweit sich über das Planfeststellungsverfah-
ren hinaus weitere Verwaltungstätigkeiten erge-
ben, sind diese Aufgaben von den dafür nach 
Landesrecht jeweils zuständigen Behörden selbst 
wahrzunehmen. 

(2) Die landesrechtlichen Vorschriften und Zu-
ständigkeiten für die Gewässeraufsicht und die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten bleiben unberührt. 
 

§ 7 
Gültigkeitsdauer, Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossen. Es ist bis zur Unanfechtbar-
keit des Planfeststellungsbeschlusses unkündbar.  

(2) Dieses Verwaltungsabkommen tritt mit der 
Unterzeichnung in Kraft. 
 

Erfurt, 8. März 2011 
Der Minister für Landwirtschaft, 

Forsten, Umwelt und Naturschutz 
I.A. 

Klaus   M ö h l e 
Leiter der Abteilung Umwelt, 

Wasserwirtschaft, Bergbau 
 

Bayreuth, 8. März 2011 
Regierung von Oberfranken 

Wilhelm   W e n n i n g 
Regierungspräsident 
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Bezirksangelegenheiten 
 

Sitzungen des Bezirkstags und des Bezirksaus-
schusses des Bezirkstags von Oberfranken 

BA 0113 - 09/08 - 13 
 

Die 9. Sitzung des Bezirksausschusses des Be-
zirkstags von Oberfranken findet am 

Donnerstag, 7. April 2011, 09:00 Uhr, im Klei-
nen Sitzungssaal der Bezirksverwaltung, Cotten-
bacher Str. 23, 95445 Bayreuth, 

statt. 
 
 
 
 
BT 0113 - 16/08 - 13 
 

Die 16. Sitzung des Bezirkstags von Oberfran-
ken findet am 

Donnerstag, 14. April 2011, 09:00 Uhr, im Gro-
ßen Sitzungssaal im Wirtschaftsgebäude, Cot-
tenbacher Straße 23, 95445 Bayreuth 

statt. 
 
 
 
 

Die Tagesordnungen für diese Sitzungen wer-
den, soweit sie Beratungsgegenstände enthalten, 
die in öffentlicher Sitzung zu behandeln sind, an 
der Amtstafel der Regierung von Oberfranken,  

Bayreuth, Ludwigstraße 20, sowie an der Amtsta-
fel des Bezirks Oberfranken, Cottenbacher 
Str. 23, 95445 Bayreuth, bekannt gemacht. 
 

Bayreuth, 9. März 2011 
Bezirk Oberfranken 

Dr. Günther   D e n z l e r 
Bezirkstagspräsident 

 
 
AfS 0113 - 06/08 - 13 

Sitzung des Ausschusses für Soziales 
des Bezirkstags von Oberfranken 

Die 6. Sitzung des Ausschusses für Soziales des 
Bezirkstags von Oberfranken findet am 

Donnerstag, 12. Mai 2011, 09:00 Uhr, im Gro-
ßen Konferenzraum im Wirtschaftsgebäude, 
Cottenbacher Str. 23, 95445 Bayreuth,  

statt. 
 

Die Tagesordnung für diese Sitzung wird an der 
Amtstafel der Regierung von Oberfranken, 
95444 Bayreuth, Ludwigstraße 20, sowie an der 
Amtstafel des Bezirks Oberfranken, Cottenbacher 
Str. 23, 95445 Bayreuth, bekannt gemacht. 
 

Bayreuth, 17. März 2011 
Bezirk Oberfranken 

Dr. Günther   D e n z l e r 
Bezirkstagspräsident 

 

Informationen für den Regierungsbezirk 
 
Aktuelles aus der Regierung 

 Wirtschaft 
 

Über 35 Mio. € für die oberfränkische Wirtschaft 
im Jahr 2010 
 

Die Regierung von Oberfranken hat auf der 
Grundlage des vom Bayer. Landtag beschlosse-
nen Staatshaushalts im Jahr 2010 die oberfränki-
sche Wirtschaft mit über 35 Mio. € unterstützt. 
Schwerpunkt war dabei die gewerbliche Wirt-
schaftsförderung. Rund 28,2 Mio. € wurden für 
Investitionen gewerblicher Unternehmen bewil-
ligt. Ein erheblicher Teil der Mittel wurde dabei 
in den C-Fördergebieten nach der Gemein-
schaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" insbesondere in den Land-
kreisen Kronach, Hof und Wunsiedel eingesetzt. 

"Mit den Zuwendungen konnten Anreize für In-
vestitionen von über 255 Mio. € und wichtige 
Impulse für die Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen gegeben werden", erklärte Regie-
rungspräsident Wilhelm Wenning. Die geförder-
ten Investitionen sichern etwa 3.670 Arbeits-
plätze; mit ihnen ist außerdem die Schaffung von 
etwa 420 neuen Arbeitsplätzen verbunden.  
 

Schwerpunkt der wirtschaftsnahen Infrastruktur-
förderung war im Jahr 2010 die Breitbandförde-
rung. Mit etwa 3,53 Mio. € wurden Gemeinden 
unterstützt, die in die Breitbandinfrastruktur in-
vestieren. Bis Ende 2010 erhielten in Oberfran-
ken 62 Gemeinden Zuwendungsbescheide für 
die Breitbandinfrastruktur.  
 

Im Rahmen der Förderung der Beruflichen Bil-
dung wurden die Aktivitäten der Handwerks-
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kammer, der Industrie- und Handelskammer und 
anderer Berufsbildungsträger unterstützt. Geför-
dert wurden Investitionen in Bildungsstätten so-
wie die Durchführung von überbetrieblichen 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. Hierfür wur-
den im Jahr 2010  2,84 Mio. € bewilligt. Schließ-
lich wurden im Jahr 2010 aus dem Arbeitsmarkt-
fonds 710.000 € eingesetzt. Mit diesen Mitteln 
unterstützte die Regierung Maßnahmen zur Ver-
besserung der Ausbildungsstellensituation und 
des Übergangs von der Schule in den Beruf. 
 
Bau- und Heimwerkermarkt mit Gartencenter in 
Marktredwitz -  
Regierung von Oberfranken hat Raumordnungs-
verfahren für verkleinertes Projekt positiv abge-
schlossen 
 

Mit einer auf 2.650 m2 reduzierten Verkaufsflä-
che im Kernsortiment des Gartencenters ent-
spricht der geplante Bau- und Heimwerkermarkt 
im Stadtteil Wölsau in Marktedwitz den Vorga-
ben der Landesplanung. Das ist das Ergebnis des 
Raumordnungsverfahrens der Regierung von 
Oberfranken als höhere Landesplanungsbehör-
de. Geplant war die Errichtung eines Baumarktes 
mit einem Kernsortiment von 3.710 m2 sowie 
einem Randsortiment von 1.300 m2 und eines 
Gartencenters mit einem Kernsortiment von 
3.413 m2 sowie einem Randsortiment von 
1.000 m2 Verkaufsfläche. Im Hinblick auf die 
Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms 
Bayern wurde es allerdings erforderlich, das 
Kernsortiment des Gartenmarktes um rund 
770 m2 zu verkleinern. Auf diese Weise konnte 
ein Ausgleich zwischen den Interessen des An-
tragstellers und einer Reihe öffentlicher Pla-
nungsträger gefunden werden. 
 

 Umwelt 
 

Naturschutzförderung in Oberfranken; 
Über 4,3 Mio. € Landes- und EU-Mittel für Na-
turschutz und naturbetonte Erholung in der Re-
gion 
 

Über 4,3 Mio. € Fördermittel konnte die Regie-
rung von Oberfranken im Förderjahr 2010 für 
den Erhalt der natürlichen Vielfalt, für Umwelt-
bildungsprojekte und zur Unterstützung naturbe-
tonter Erholung an die jeweiligen Maßnahmen-
träger weiterleiten. Diese Mittel werden weiter-
hin dringend benötigt, um das Netz Natura 2000 
mit Leben zu füllen und die Bevölkerung an die 
Schönheit der Natur heranzuführen. 
 

Für Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sowie für Erholungsmaßnah-
men wurden im Jahr 2010 allein ca. 3.540.000 € 
ausbezahlt. Die Maßnahmen wurden vorwie-
gend von den Landschaftspflegeverbänden und 
den Naturparkvereinen, in die sich auch die 
Kommunen einbringen, umgesetzt. Unter den 

Maßnahmenträgern waren aber auch erneut ei-
nige Naturschutzverbände. Gefördert wurden 
beispielsweise die Pflege von Mager- und Tro-
ckenrasen, Wiesenmahden, die Anlage von 
Feuchtgebieten, Felsfreistellungen, Streuobst-
pflanzungen, Gewässerrenaturierungen, die Er-
stellung von Managementplänen für FFH-
Gebiete, spezielle Artenschutzmaßnahmen, die 
Ausstattung und Markierung von Wanderwegen, 
Maßnahmen und Einrichtungen für aktives Na-
turerleben und Besucherlenkung einschließlich 
der dazu gehörenden Information. 
 

Auch die Umweltbildung stellt weiterhin einen 
Förderschwerpunkt dar. Für Projekte der sieben 
anerkannten Umweltstationen in Oberfranken 
sowie für zahlreiche Projekte kleinerer Maß-
nahmenträger konnten insgesamt 410.979 € zur 
Verfügung gestellt werden. 
 

Für Maßnahmen des Klimaprogramms Bayern 
2020 wurden 272.645 € ausbezahlt. Größtes 
Projekt war die Sanierung der Entwässerungsein-
richtung in Höhe des Naturschutzgebietes Fich-
telseemoor mit einem Finanzvolumen von 
260.966 €. 
 

Im Rahmen des Ende 2011 auslaufenden Kon-
junkturpakets II wurden bisher 114.348 € ausbe-
zahlt. Gefördert werden Baumaßnahmen an In-
formationseinrichtungen im Naturpark Franken-
wald, Errichtung und Ausstattung einer Infostelle 
für den Naturpark Fränkische Schweiz-
Veldensteiner Forst in Muggendorf sowie die 
Entschlammung der Wiesent. 
 

Größte Einzelmaßnahme in Oberfranken ist die 
Förderung der "Landesgartenschau Bamberg 
2012" - Maßnahmenträger: Stadt Bamberg. Vom 
Bayerischen Landtag wurde eine Zuwendung an 
Landesmitteln in Höhe von insgesamt 
3.600.000 € zur Verfügung gestellt. Ferner wur-
den EU-Mittel bis zu 900.000 € bewilligt. 
 

Entgegen aller Befürchtungen größerer Sparmaß-
nahmen sind die Signale für das Haushaltsjahr 
2011 positiv. Mit der bisher zugeleiteten vorläu-
figen Finanzausstattung -mit Tendenz nach oben- 
ist die Regierung von Oberfranken gut aufge-
stellt, den Anforderungen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege sowie der naturbetonten 
Erholung im erforderlichen Maß gerecht zu wer-
den. 
 
Naturschutz in Oberfranken:  
Managementplan zum NATURA 2000-Gebiet 
"Bergwiesen im südlichen Fichtelgebirge" fertig 
gestellt 
 

Der Managementplan für das europäische NA-
TURA 2000-Gebiet "Bergwiesen im südlichen 
Fichtelgebirge" liegt nun vor: Dr. Herbert Reb-
han, Leiter des Sachgebietes Naturschutz an der 
Regierung von Oberfranken, überreichte am 
2. März 2011 den Managementplan an die betei-
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ligten Kommunen. Auch die Landratsämter Bay-
reuth und Wunsiedel und die Ämter für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten Bayreuth und 
Münchberg/Wunsiedel erhielten einen entspre-
chenden Plan. An den genannten Stellen besteht 
ab sofort die Möglichkeit der Einsichtnahme. 
Der Managementplan leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Umsetzung von NATURA 2000. Im 
Plan sind alle Maßnahmen dargestellt, die not-

wendig sind, um das Gebiet in seinem guten Zu-
stand zu erhalten. Hierzu gehören die Beibehal-
tung oder Wiedereinführung einer extensiven 
Nutzung von Borstgrasrasen und Wiesen, die 
Wiederherstellung des Wasserhaushalts und die 
Entfernung von Gehölzen in Übergangs- und 
Hochmooren aber auch die Beseitigung von Ab-
lagerungen. 

 

Buchbesprechungen 
 
Büchs/Walter: Baurecht in Bayern, 121. Ergän-
zungslieferung, 70,20 €, Wolters Kluwer Deutsch-
land GmbH, Neuwied 
 
 
 
 
Bauer/Hundmeyer: Kindertagesbetreuung in Bay-
ern, 98. Ergänzungslieferung, 49,90 €, Wolters 
Kluwer Deutschland GmbH, Neuwied 
 
 
 
 
Dirnaichner/Weigl: Förderschulen in Bayern, 
88. Ergänzungslieferung, 66,80 €, Wolters Kluwer 
Deutschland GmbH, Neuwied 
 
 
 
 
Das Schulrecht in Bayern, 154. Ergänzungsliefe-
rung, 42,00 €, Wolters Kluwer Deutschland 
GmbH, Neuwied 
 
 
 
 
Hartinger/Hegemer/Hiebel: Dienstrecht in Bay-
ern I, 162. Ergänzungslieferung, 71,00 €, Wolters 
Kluwer Deutschland GmbH, Neuwied 
 
 
 
 

Keck/Puchta/Konrad: Laufbahnrecht in Bayern, 
34. Auflage, 109,95 €, Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
München 
 
 
 
 
Schreml u.a.: Kommunales Haushalts- und Wirt-
schaftsrecht in Bayern, 106. Auflage, 81,95 €, 
Hüthig Jehle Rehm GmbH, München 
 
 
 
 
Molodovsky u.a.: Enteignungsrecht in Bayern, 
42. Auflage, 81,95 €, Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
München 
 
 
 
 
Vorschriftensammlung für die Verwaltung in 
Bayern -VSV-, 125. Ergänzungslieferung, 31,20 €, 
Richard Boorberg Verlag, Stuttgart 
 
 
 
 
Spellbrink/Münder/Luik: Verfassungsrechtliche Pro-
bleme im SGB II, Neue Regelleistungen und Or-
ganisationsreform, 14,80 €, Richard Boorberg 
Verlag, Stuttgart 
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